
Kunsthausfall / Staatsgerichtshofaffäre
[...] am 19. Oktober 1984, wurde im schweizerischen

Radio DRS 1 (Regionaljournal) eine vom Liechtensteiner
Journalisten Walter B. Wohlwend im Dialekt gehaltene
Meldung ausgestrahlt, wonach eine neuerliche Volksab-
stimmung für den Bau des Kunsthauses in Vaduz zu
erwarten sei, da man aus gut informierten Kreisen habe
vernehmen können, dass der Staatsgerichtshof dem
Initiativkomitee in der Vorstellungssache “recht gege-
ben” habe. Im Liechtensteiner Volksblatt vom 19. Oktober
1984 (“Bau des Kunsthauses in Frage gestellt? Der Staats-
gerichtshof hat eine frühere Entscheidung revidiert”)
und Liechtensteiner Vaterland vom 20. Oktober 1984
(“Müssen die Vaduzer nochmals abstimmen?”) wurden
diese Informationen ebenfalls verbreitet. Hinsichtlich
der nichtöffentlichen Beratung und Beschlussfassung
des Staatsgerichtshofes vom 15. Oktober 1984, die an sich
hätten geheim bleiben müssen, ist es also offensichtlich
zu erheblichen Indiskretionen von richterlicher Seite
gekommen. Spätestens seit diesen Vorkommnissen wur-
de der “Kunsthausfall” zur „Staatsgerichtshofaffäre“ und
zwar in mehrfacher Hinsicht. [...]
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Kunsthaus-Fall
Der Landtag wolle zur Feststellung folgender Tatsa-

chen eine Kommission einsetzen: 
1. Ist der Bericht des Präsidenten des Staatsgerichtshofs
über das Vorstellungsverfahren StGH 1984/2/V (Kunst-
haus-Fall) durch den Staatsgerichtshofpräsidenten im
Auftrag des Staatsgerichtshofs verfasst und von diesem
auch genehmigt worden?
2. Wurde der Bericht auf Staatskosten herausgegeben
und wenn ja, unter welchem Budgetposten scheint dies
auf?
3. Welches sind die Gründe für den Rücktritt von Prof. Dr.
Wildhaber als Mitglied des Staatsgerichtshofes?
4. Welches sind die Gründe, aus denen Prof. Dr. Luzius
Wildhaber als Mitglied des Staatsgerichtshofes von der
Teilnahme an den Sitzungen des Staatgerichtshofes aus-
geschlossen wurde?

Landtagsprotokolle 1988, Band V, Seite 1668 und 1669.

Staatsgerichtshof Untersuchungskommission
Aufgrund der Tatsache, dass die FBP-Landtagsfrakti-

on geschlossen den Landtagssaal verlässt, ist der Landtag
beschlussunfähig und die restlichen Traktanden können
nicht mehr behandelt werden. Die Sitzung wird unter-
brochen.

Landtagsprotokolle 1988, Band V, Seite 1682.

Politischer Erpressungsversuch der FBP
Zu einem politischen Eklat liess es in der vorgestri-

gen Landtagssitzung die FBP-Fraktion kommen. Nach-
dem sie mit ihrem Antrag auf Bestellung einer Landtags-
untersuchungskommission in der Angelegenheit des
Berichtes des Präsidenten des Staatsgerichtshofes bei der
VU- und Mehrheitsfraktion nicht ankam, verliessen die
FBP-Abgeordneten den Landtagssaal und verunmöglich-
ten somit die weitere Behandlung der noch anhängigen
Traktanden, darunter die Wahl des Landesausschusses
und die offizielle Schliessung des Landtages. [...]

Liechtensteiner Vaterland, 23. Dezember 1988, Seite 1. 

Staatsgerichtshof: Konsequente Haltung der FBP-
Fraktion

Die FBP-Fraktion im Landtag zeigte am Mittwoch
abend eine konsequente Haltung beim Antrag auf Bestel-
lung einer Untersuchungskommission im Fall „Staatsge-
richtshof“. Weil die VU-Fraktion kategorisch die Einset-
zung einer Untersuchungskommission ablehnte, verliess
die FBP-Fraktion den Landtagssaal, womit der Landtag
beschluss- und verhandlungsunfähig wurde. Weil die
Bestellung des Landesausschusses nicht vorgenommen
werden konnte, erfolgte auch die Schliessung des Land-
tags nicht. Nun werden sich die beiden Fraktionen in den
nächsten Tagen über das weitere Vorgehen unterhalten
müssen. Voraussichtlich werden, wie 1974, als die VU den
Landtagssaal verliess, interfraktionelle Besprechungen
stattfinden, um zu einer Einigung zu gelangen. [...]

Liechtensteiner Volksblatt, 23. Dezember 1988, Seite 1. 
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